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Beobachtungen 
und Entwicklungen

In den vergangenen andert-
halb Jahrzehnten hat sich im 
deutschen Wissenschaftssys-
tem eine Vielzahl neuer Pro-
fessur-Varianten herausgebil-
det. Das interdisziplinäre Brü-
ckenprojekt des Leibniz Cen-
ter for Science and Society 
(LCSS) untersuchte von April 
2018 bis Mai 2020 diese Ent-
wicklung unter dem Topos 
der Binnendifferenzierung 
den Stellentypus der Profes-
sur. Denn nicht zuletzt durch 
den gestiegenen Wettbewerb 
zwischen Ländern und Hoch-
schulen haben sich neue Pro-
fessur-Varianten entwickelt. 
Aufbauend auf rechtshistori-
schen und ländervergleichen-
den Analysen der hochschul-

rechtlichen Rahmenbedin-
gungen konnte das Ausmaß 
der Binnendifferenzierung 
der Professur in den vergan-
genen Jahrzehnten dargelegt 
werden. Ein besonderer Fokus 
lag dabei unter anderem auf 
Qualifizierungsstellen – pro-
minentestes Beispiel dürfte 
die Juniorprofessur sein.

In Hinblick auf die Qualifizie-
rungsstellen sind vor allem in 
den vergangenen 20 Jahren 
neue Professur-Varianten auf-
getreten, die zu einer Lebens-
zeitprofessur führen und eine 
strukturierte Alternative zur 
Habilitation eröffnen sollen. 
Mit Einführung der Junior-
professur im Jahr 2002 sowie 
weiterer (landesspezifischer) 
Qualifizierungsstellen für 
eine Lebenszeitprofessur – 

aktu ell sichtbar am Ausbau 
der sogenannten Tenure­Track-
Professuren – wird aus hoch-
schulpolitischer Perspektive 
ein strukturierter Karriereweg 
in der Wissenschaft eröffnet 
(siehe Tabelle 1).

Historischer Abriss des 
deutschen Hochschulrechts

Wie sich die Binnendifferen-
zierung im Allgemeinen im 
Hochschulrecht vollzogen hat, 
lässt sich anhand drei Phasen 
skizzieren:

Die erste Phase der Landes-
gesetzgebung vor der Verab-
schiedung des Hochschulrah-
mengesetzes (HRG) des Bun-
des (ab Ende der 1950er Jahre 
bis 1976), welche sich zunächst 
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durch selbstständige Hoch-
schulsatzungen auszeichnete. 
Charakteristisch für diese 
Phase ist, dass die Länder und 
Hochschulen weitgehend un-
beeinflusst von bundesrechtli-
chen Vorgaben agieren konn-
ten und dass die landesrecht-
liche Hochschullehrerschaft 
aus einem bunten „Personal-
Potpourri“ bestand.

Die zweite Phase der Gesetz-
gebung unter dem Regime des 
HRG (ab 1976 bis ca. 2002) ist 
gekennzeichnet durch die Ge-
genentwicklung auf Bundes-
ebene, um dem zunehmend 
unübersichtlichen Personalge-
füge Herr zu werden. Hierzu 
erließ der Bund 1976 das HRG, 
welches für die Länder ab-
schließend und ohne Abwei-
chungsmöglichkeiten das 
hauptberufliche Hochschul-
personal vorgab. Somit kam 
es zu einer weitgehenden 
Rechtsangleichung in den 
Ländern, die eine Binnendiffe-
renzierung auf Landesebene 
nahezu ausschloss. Verstärkt 
wurde dieser Prozess durch 
die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts, wo-
nach nicht jede beliebige Per-
son vom Gesetzgeber der 
Hochschullehrerschaft zuge-
ordnet werden kann, sondern 
dass für die Verleihung dieses 
Status bestimmte materielle 
Voraussetzungen erfüllt sein 
müssen. Insofern verblieb 
hauptsächlich auf Bundes-
ebene ein Raum für Diffe-
renzierungsprozesse, die 
aller dings wenig ausgeprägt 
waren.

Die dritte Phase des Wieder-
erstarkens der Landesgesetz-
gebung begann ab den 2000er 
Jahren mit einsetzendem Be-
deutungsverlust des HRG in-
folge von Deregulierung. Den 
Versuch einer Gegenbewe-
gung startete der Bund mit 
dem HRG-Änderungsgesetz 
von 2002, welches detaillierte 
Regelungen vorsah und die 
Juniorprofessur einführte  
(siehe Tabelle 1). Paral lel hierzu 
etablierte der Bund die Besol-

dungsgruppe W. Während die 
letztere Reform bekannterma-
ßen in Kraft blieb, erklärte das 
Bundesverfassungsgericht die 
HRG-Reform von 2002 für 
nichtig. Mit der sogenannten 
„Reparatur-Novelle“ von 2004 
versuchte der Bundesgesetz-
geber insbesondere das Kon-
zept der Juniorprofessur zu 
retten und reduzierte die Vor-
gaben für die Länder auf ein 
Minimum. Dabei wurde das 
bis dahin rigide HRG zu 
einem bloßen Leitbild degra-
diert und den Ländern fortan 
größere Freiheiten bei der 
personellen Ausgestaltung 
zugebilligt. Letztlich erlang-
ten die Länder durch die Fö-
deralismusreform von 2006 
ihre legislative Autonomie im 
Hochschulrecht zurück, so-
dass sie in der Lage sind, 
selbstständig Personalkon-
zepte zu implementieren und 
sich damit im Wettbewerb zu 
positionieren.

Die interdisziplinäre Ansatz: 
Rechtliche Normierung 
von Qualifizierungsstellen und 
Kapitalakkumulation

Betrachtet man nunmehr ex-
emplarisch die Landeshoch-
schulgesetze (LHG) einiger 
Länder (siehe Tabelle 2), so un-
terscheiden sich die einzelnen 
LHG zum Teil deutlich dahin-
gehend, welche Qualifizie-
rungsstellen in welcher Art 
und Weise normiert sind (sieh e 
Tabelle 1). 

So finden sich zwar in allen 
untersuchten Ländern die Ju-
niorprofessur beziehungswei-
se in Hessen dessen funktio-
nales Äquivalent der Qualifi-
kationsprofessur. Zusätzlich 
gibt es noch in Hessen die 
Professur mit Entwicklungs-
zusage sowie in Baden-Würt-
temberg den Hochschuldo-
zen ten sowie den Juniordo-
zenten.

Beispielhaft genannte Unter-
schiede zwischen diesen Qua-
lifizierungsstellen existieren 

in Bezug auf die akademische 
Bezeichnung, welche die Stel-
leninhaber tragen dürfen. So 
dürfen sich Juniorprofessoren 
in Berlin und Niedersachsen 
sowie Qualifikationsprofes-
soren in Hessen „Professor“ 
nennen, wodurch sie hinsicht-
lich ihres äußeren Status in 
der Hochschullehrergruppe 
den vollwertigen Professuren 
gleichgestellt werden. Für 
ande re ist die Bezeichnung 
„Juniorprofessor“ – oder 
„Tenure-Track-Professor“ – 
vorgesehen. Weitere Spezifika 
ergeben sich für die baden-
württembergische (Junior-)
Dozentur.

Hinsichtlich der Besoldung 
werden die Qualifizierungs-
stellen in der Regel mit W1 be-
soldet, bei bestimmten Stellen 
in Hessen und Baden-Würt-
temberg ist aber auch eine Be-
soldung nach W2 möglich. 
Insbesondere Hessen hat die 
Möglichkeit eröffnet, im Rah-
men von Tenure-Track-Verfah-
ren bereits W2-Professuren zu 
besetzen. 

Generell gilt für Tenure-Track-
Regelungen, dass diese für die 
untersuchten Varianten mit 
Ausnahme der Hochschuldo-
zentur bestehen, wobei im De-
tail zwischen einem „echten“ 
Tenure-Track mit oder einem 
„unechten“ Tenure-Track zu 
differenzieren ist. Während 
im ersteren Verfahren ein 
Übernahmeanspruch bei po-
sitiver Evaluation besteht, hat 
sich der Kandidat bei der letz-
teren Ausgestaltung einem 
offe nen Berufungsverfahren 
zu stellen oder die angestrebte 
Stelle steht unter einem Finan-
zierungsvorbehalt. 

Insofern sahen zum Zeitpunkt 
der Untersuchung Niedersa-
chen, Sachsen und Nordrhein-
Westfalen keinen „echten“ 
Tenure Track, sondern ledig-
lich eine „Tenure-Track-Opti-
on“ vor, wobei sich jedenfalls 
mit der jüngsten Novelle in 
Nordrhein-Westfalen dies ge-
wandelt hat. Ebenso sehen Ba-
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den-Württemberg, Berlin und 
Hessen einen echten Tenure 
Track vor.

Verbindet man diese rechtli-
chen Erkenntnisse über die 
verschiedenen landesrechtli-
chen Vorgaben mit den sozio-
logischen Untersuchungen 
Bourdieus zum wissenschaft-
lichen Feld und den dort wirk-
mächtigen Kapitalformen, so 
lässt sich den jeweiligen Stel-
lenvarianten unterschiedliche 
Beschäftigungs- beziehungs-
weise Karrierebedingungen 
für das Erreichen einer Le-
benszeitprofessur zu ordnen.

Insofern lassen sich einzelne 
Dimensionen rechtlicher Re-
gulierung unterschiedlichen 
Kapitalformen zuordnen, also 

vor allem dem kulturellen, 
ökonomischen und sozialen 
Kapital. 

So können bestimmte Quali-
fizierungsstellen unterschied-
liche Voraussetzungen zum 
Erwerb der einzelnen Kapital-
sorten bieten, und dass deren 
Erwerb jeweils weitergehend 
den Erwerb von wissenschaft-
lichem Kapital bedingen kann. 
Dabei ist eine hohe Ausstat-
tung mit wissenschaftlichem 
Kapital gerade entscheidend, 
um im Anschluss an die Qua-
lifizierungsphase eine Lebens-
zeitprofessur zu erreichen.

Exemplarisch erhalten solche 
Qualifizierungsstellen, die ge-
mäß Lehrdeputat ein stärkeres 
Engagement in der Forschung 

erlauben, nicht nur bessere 
Konditionen zum Erwerb öko-
nomischen Kapitals, sondern 
auch zum weitergehenden Er-
werb wissenschaftlichen Ka-
pitals, indem sie durch For-
schung wertvolle Beiträge zur 
Wissenschaft generieren und 
sich als Forscher in ihrem Feld 
etablieren können. 

Kulturelles Kapital im Feld 
der Wissenschaft manifestiert 
sich in der mit der Stelle ver-
bundenen akademischen Be-
zeichnung. Denn mit einem 
bestimmten Titel sind soziale 
Anerkennung verbunden und 
somit auch direkt der Erwerb 
wissenschaftlichen Kapitals. 
Für Nachwuchswissenschaft-
ler kann daher zum Beispiel 
die Bezeichnung als „Profes-
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sor“ oder mit Blick auf die In-
ternationalität „Tenure-Track-
Professor“ ansprechender sein 
als „Juniorprofessor“.

Mit welcher persönlichen 
Konsequenz Stelleninhaber 
den Kapitalerwerb vorantrei-
ben können, hängt schluss-
endlich davon ab, inwiefern 
durch eine verlässliche Be-
schäftigungsperspektive – 
gegebenenfalls durch einen 
„echten“ Tenure Track – ent-
sprechende Strategien gefes-
tigt werden können.

Fazit

Mit der Einführung der Juni-
orprofessur im Jahr 2002 und 
dem Wiedererstarken der Lan-
deskompetenzen auf dem Fel-
de des Hochschulrechts im 
Jahr 2006 kam es zur Kreie-
rung – von teils landespezifi-
schen – Hochschullehrervari-
anten zur Qualifizierung auf 
eine Lebenszeitstelle. Vorder-
gründig zeichnet sich dies 
durch sogenannte Tenure-
Track-Professuren aus. Die 
Länder und ihre Hochschule 
stehen dabei im Wettbewerb 
um die „klügsten Köpfe“, was 
durch Bund-Länder-Förder-
programme weiter forciert 
wird. Der Beitrag zeigt einer-
seits hierzu die rechtsge-
schichtlichen Rahmenbe-
dingungen sowie einen Teil-
ausschnitt der aktuellen Bin-
nendifferenzierung anhand 
ausgewählter Qualifizie-
rungsstellen auf. Andererseits 
konnte auf Grundlage von 
Bourdieus Untersuchungen 
zum wissenschaftlichen Feld 
aufgezeigt werden, dass die 
teils übereinstimmenden, teils 
verschiedenen rechtlichen 
Bestimmungen zu einer Ver-
schiedenartigkeit der Kapital-
akkumulation, sei dies kul-
tureller, ökonomischer oder 
sozialer Art, führen und da-
her den Weg zur Lebenszeit-
professur beeinflussen kön-
nen. Insofern eröffnen diese 
Faktoren im verschiedenen 
Maß auch die Akkumulation 

wissenschaftlichen Kapitals. 
Daher kann es für junge Wis-
senschaftler entscheidend 
sein, in welchem Bundesland 
sie welche Qualifizierungs-
stelle innehaben. 
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